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Gesundheit und Partizipation.  
Einführung und Problemaufriss 
Rolf Rosenbrock und Susanne Hartung 

I.  
Selbstbestimmte Teilhabe an den subjektiv 
wichtigen Aktivitäten, Bezügen und Feldern 
des Lebens trifft als Konzept eines gelingenden 
Lebens wahrscheinlich auf einige Zustimmung. 
Die Qualität eines Gemeinwesens wäre danach 
daran zu bemessen, inwieweit es seinen Mit-
gliedern solche Teilhabe ermöglicht. Amartya 
Sen und Martha Nussbaum schlagen vor, den 
Wohlstand von z.B. Staaten nicht an – in vie-
lerlei Hinsicht irreführenden – Ziffern wie dem 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) etc. zu messen, 
sondern an den real gegebenen Teilhabemög-
lichkeiten, und zwar für alle Mitglieder bzw. 
Bewohner/innen. Besonderes Augenmerk liegt 
dabei auf der Verminderung sozial bedingter – 
also durch Politik zu gestaltender – Ungleich-
heiten.  

Aufgabe eines Gemeinwesens, das auf diese 
Weise seinen Wohlstand mehren will, wäre die 
Schaffung der Voraussetzungen für Teilhabe, 
also die Schaffung von Verwirklichungschan-
cen. Nimmt man das Wissen um die sozialen 
Determinanten von Gesundheit ernst, darf man 
davon ausgehen, dass eine Gesellschaft, die 
nicht primär das BIP, sondern die Verwirkli-
chungschancen mehrt, auch eine Gesellschaft 
mit mehr Gesundheit wäre. Denn die Verwirk-
lichungschancen decken sich weithin mit den 
Voraussetzungen und Entwicklungsbedingun-
gen jener Gesundheitsressourcen, die in den 
Gesundheitswissenschaften seit der Ottawa 
Charta und dem Aufkommen von New Public 
Health in den Focus der Aufmerksamkeit ge-
rückt sind:  

 ein gutes und stabiles Selbstwertgefühl,  
 das erfahrungsgespeiste Wissen, relevante 

Teile der Umwelt erkennen und beeinflussen 
sowie dies lernen zu können,  

 die Erfahrung von Gegenseitigkeit in stabi-
len Beziehungen und Netzwerken,  

 die Erfahrung von Zielerreichung und Sinn. 

Neben der materiellen Absicherung, der Reich-
tumsverteilung, der Bildung und dem Zugang 
zur Krankenversorgung (und in vielerlei Wech-
selbeziehungen mit diesen) gelten diese Fakto-
ren weithin als Prädiktoren eines auch gesund-
heitlich gelingenden Lebens. Damit sind sie 
zugleich auch durch – subjektiv und objektiv 
ermöglichende – Interventionen zeitstabil zu 
beeinflussende Zustände.  

Dieser Gedanke – längst mehr als eine 
Hypothese – steht im Kern aller Ansätze des 
derzeit am weitesten entwickelten Typs der 
unspezifischen Prävention und Gesundheits-
förderung: der partizipativen Entwicklung von 
gesundheitsförderlichen Lebenswelten (KiTas, 
Schulen, Betriebe, Quartiere etc.: Setting-
Ansatz). Weithin unstrittig ist auch, dass diese 
Gesundheitsressourcen auch zur Bewältigung 
von Krankheit und Behinderung bedeutsam 
und hilfreich sind. 

Die Frage, ob eine Gesellschaftspolitik unter 
der Zielfunktion der Verwirklichungschancen 
selbst schon die am besten vorstellbare Ge-
sundheitspolitik wäre oder ob sie ‚lediglich‘ die 
Voraussetzungen einer solchen Politik verbes-
sert, mag offen bleiben – die Beziehungen 
zwischen den Verwirklichungschancen und 
New Public Health lässt gegenwärtig noch viel 
Raum zum Nachdenken. Klar aber ist, dass es 
in beiden Diskussionen um eine Mehrung der 
Teilhabe mit der Perspektive der Verminde-
rung sozialer Ungleichheit geht. Und dass 
damit auch ein Konzept vorliegt, auf den sich 
Bildungs-, Arbeitsmarkt-, Verteilungs-, Regio-
nal- und eben auch Gesundheitspolitik gemein-
sam beziehen können. 
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Für das Gelingen von Teilhabe müssen im-
mer zwei Bedingungen gegeben sein: die Gele-
genheiten dazu und die Nutzung dieser Gele-
genheiten. Beide Bedingungen sind vorausset-
zungsvoll. Ob die Gelegenheiten vorhanden 
sind, hängt davon ab, dass die einen ‚Teilha-
benden‘ auch Anderen die Chance auf Teilhabe 
eröffnen. Sie müssen also etwas abgeben, vor 
allem Macht, Entscheidungsfreiheit, Prestige 
und materielle Ressourcen. Deshalb ist Teilha-
be auch oft nicht das Ergebnis zweckrationaler 
Konsensfindung, sondern Ergebnis von mehr 
oder weniger kämpferischen Auseinanderset-
zungen. Die Geschichte der und die Debatten 
um Wirtschaftsdemokratie und Mitbestimmung 
bieten hier reiches Anschauungsmaterial. 

Ob die Gelegenheiten genutzt werden hängt 
davon ab, dass sie real zugänglich sind, dass 
die Fertigkeiten und der Wille zu ihrer Nutzung 
vorhanden sind. Soll gelingende Teilhabe ver-
mehrt werden, müssen auch diese Nutzungsbe-
dingungen hergestellt werden. Sie können nicht 
einfach, nimmt man das Wissen über gesell-
schaftliche Einflüsse auf Wahrnehmung, Mo-
tivbildung und Handlungsfähigkeit ernst, in 
den Bereich der ‚Selbstverantwortung‘ der 
Individuen geschoben werden. 

Eine notwendige (aber nicht immer hinrei-
chende) Bedingung des Gelingens von Teilha-
be ist die Teilhabe an Entscheidungen bei den 
jeweils in Rede stehenden Aktivitäten, Bezü-
gen oder Feldern des Lebens. Diese Bedingung 
reicht dann nicht hin, wenn die so zustande 
kommenden Entscheidungen nicht die Ver-
wirklichungschancen vermehren, sondern le-
diglich bestehende Strukturen und Verteilun-
gen durch die ‚Einbindung‘ von ‚Betroffenen‘ 
legitimieren. Das hat dann zwar für das jewei-
lige soziale System den Vorteil, durch die Nut-
zung der Kontext-Expertise von Betroffenen zu 
effektiveren bzw. effizienteren Entscheidungen 
zu kommen; auch können auf diese Weise 
Verantwortlichkeiten umverteilt bzw. abgelei-
tet (und auf diese Weise Schuldzuweisungen 
produziert) werden. Das entscheidende Kriteri-
um der Mit-Gestaltung zum Zwecke einer 
besseren Bedürfnisbefriedigung wird dann aber 
nur zufällig erfüllt. Das verweist darauf, dass 
sowohl hinter der Forderung nach als auch 
hinter der ‚Gewährung‘ von Entscheidungsteil-

habe ganz verschiedene Motive stecken kön-
nen: Machtkontrolle, Einbringen von authenti-
schen Interessen, Mobilisierung von Engage-
ment, Transparenz von Entscheidungsvorgän-
gen, Erzielung von Entscheidungen, die den 
Bedürfnissen besser entsprechen, Friedfertig-
keit durch die deliberative Aushandlung von 
Interessen, Qualifizierung der Mitentscheiden-
den, Delegation von Verantwortlichkeit, Legi-
timation, Inklusion etc.  

Von Partizipation in diesem facettenreichen 
Sinne handelt dieses Buch. Unter Partizipation 
verstehen wir die individuelle oder auch kol-
lektive Teilhabe an Entscheidungen, die die 
eigene Lebensgestaltung und die eigene sozia-
le, ökonomische und politische Situation und 
damit immer auch die eigene Gesundheit 
betreffen. Um das Vorhaben in einem bearbeit-
baren Rahmen zu halten, haben wir das Spekt-
rum der betrachteten Entscheidungsfelder al-
lerdings enger gezogen: Partizipation wird 
vorwiegend als Teilhabe an relevanten Ent-
scheidungen in Situationen, Lebensbereichen 
bzw. Settings betrachtet, in denen Gesundheit 
explizit ein Thema ist. Gemessen an der ge-
sundheitlich viel größeren Bedeutung von 
Entscheidungen, die ohne direkt von Gesund-
heit zu handeln, implizit die Gesundheitschan-
cen beeinflussen (wobei die Bereiche Bildung, 
Arbeit, Einkommensverteilung etc. z.T. ange-
sprochen werden), mag dies enttäuschen. Wir 
hoffen aber, in dieser Beschränkung Grundla-
gen und Anregungen für Überlegungen und 
Untersuchungen zu schaffen, die sich auf die 
Rolle von Partizipation auch bei den ‚großen‘ 
sozialen Determinanten von Gesundheit bezie-
hen. 

II.  
Wir möchten mit diesem Band eine Diskussion 
der Hypothese aufgreifen, dass praktizierte 
angemessene Partizipation ein wesentlicher 
Faktor ebenso für die Erhaltung und Förderung 
von Gesundheit wie für die Heilung und Be-
wältigung von Krankheit ist, also Bedeutung 
für die Qualität und Wirksamkeit von Präventi-
on, Therapie, Pflege und Rehabilitation hat. 
Partizipation ist in dieser Sichtweise ein we-
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sentlicher Faktor auf allen Stufen des Umgangs 
mit Gesundheit, für alle Bevölkerungsgruppen 
sowie in fast allen Gesundheitszuständen. Die-
se Hypothese spielt in Wissenschaft, Politik 
und praktischer Arbeit eine wichtige Rolle; ihre 
theoretische, praktische und empirische Evi-
denz scheinen aber ebenso wie ihre Implikatio-
nen weithin ungeklärt. 

Optimistisch lässt sich diese Hypothese etwa 
so ausformulieren: Gesundheitsförderung be-
zeichnet – so die Ottawa-Charta – einen Pro-
zess „of enabling people to increase control 
over, and to improve, their health“. Gelebte 
und erlebte Partizipation erweitert den Raum 
für gesundheitsdienliche und gesundheitsför-
derliche Entscheidungen. In der Folge werden 
die physische und soziale Umwelt und damit 
die Verhältnisse und Verhaltensanreize als 
gestaltbar, der eigene Einfluss als relevant 
erlebt. Vermutet wird, dass Partizipation, die 
an exemplarischen Problemen oder in exempla-
rischen Situationen erlebt und gelebt wird – 
zum Beispiel in partizipativen Projekten zur 
Entwicklung gesundheitsförderlicher Set-
tings/Lebenswelten –, die Einschätzung der Be-
deutung eigener Initiative und Aktivität bei der 
Gestaltung des eigenen Lebens und der Um-
welt positiv verändert. Damit können Selbst-
bewusstsein und Selbstwirksamkeit gestärkt 
werden. Es wird weiter vermutet, dass sich im 
Falle einer solchen Übertragung bzw. Verall-
gemeinerung von positiven Erfahrungen mit 
Partizipation die Chancen vergrößern, a) die 
eigene Situation im Hinblick auf Chancen und 
Gefährdungen wahrzunehmen, b) Kriterien für 
wünschbare und machbare Entscheidungen und 
Veränderungen zu entwickeln, c) Chancen der 
Entscheidung und der Veränderung zu ergrei-
fen und zu verfolgen, d) eigene Strategien zu 
entwickeln, e) dafür Bündnispartner zu suchen, 
zu gewinnen bzw. zu aktivieren, f) die Situati-
on zu verändern, g) den Erfolg/Misserfolg 
dieser Bemühungen abzuschätzen sowie h) aus 
dem Prozess zu lernen. Der Ertrag – an Ver-
wirklichungschancen, Lebensqualität oder 
Gesundheit – würde sich demnach sowohl aus 
dem Erleben der Veränderbarkeit (der Weg: die 
Teilnahme am partizipativen Prozess) als auch 
aus den daraus resultierenden Veränderungen 
(das Ziel: die im Ergebnis des Prozesses verän-

derte Umwelt) erklären; Weg und Ziel wären 
gleichermaßen wichtig. 

Im Kern liegt diesen Vermutungen eine so-
zialpsychologische Hypothese zum sozialen 
Lernen zugrunde. Soziales Lernen kann dabei 
wahrscheinlich sowohl individuell als auch – 
z.B. in Settings oder Communities – kollektiv 
funktionieren und sich auf die Teilhabe an den 
relevanten Entscheidungen auf alle vier Stufen 
des „Public Health Action Cycle“ (Situations-
einschätzung, Konzeptbildung und Entschei-
dung, Umsetzung, Wirksamkeitsabschätzung) 
beziehen. Vermutet wird, dass sowohl die 
Lernprozesse bzw. Erfahrungen als auch die 
auf diesem Wege erzielbaren Verbesserungen 
der jeweiligen Situation – im Sinne von Ver-
hältnisprävention – günstige Wirkungen auf 
die Gesundheit bzw. die Wirksamkeit gesund-
heitsbezogener Interventionen haben. Insge-
samt zielen demnach alle Interventionen der 
Verhältnisprävention auf die subjektive und 
objektive Verbesserung der Voraussetzungen 
von sozialer Teilhabe im weiten Sinn, und das 
heißt immer auch auf Entscheidungsteilhabe. 
Auch hier werden von Partizipation direkte und 
indirekte, vorübergehende oder zeitstabile 
Gesundheitsgewinne erwartet. Strittig ist seit 
Langem, ob ähnliche Wirkungen auch mit 
individueller und problemfokussierter Verhal-
tensprävention (Kurse etc.) erzielt werden 
können, insbesondere auch, ob diese die sozial 
definierten, gesundheitlich hauptsächlich indi-
zierten Zielgruppen tatsächlich erreichen (kön-
nen).  

Als Maßstab für kunstgerechtes Verhalten in 
der medizinischen Therapie gelten zunehmend 
die Kriterien der evidence based medicine: 
neben der externen Evidenz (Studienlage) und 
der internen Evidenz (klinische Erfahrung) 
steht hier die Berücksichtigung der Interessen 
und Präferenzen der Patient/innen als dritte, 
gleichberechtigte Erkenntnisquelle im Raum – 
und damit die Frage ihrer Beteiligung an thera-
peutischen Entscheidungen. Dies wird nicht 
nur als Fortschritt im Sinne der Aufklärung 
gesehen, sondern auch mit Verbesserungen der 
medizinischen und gesundheitlichen Wirkun-
gen bei und infolge systematischer Entschei-
dungsbeteiligung in Verbindung gebracht. 
Partnerschaftlich getroffene Therapieentschei-
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